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ERLASS VON QUARTIERPLAN-VORSCHRIFTEN "IM DORF" 

Gestützt auf § 4 des kantonalen Baugesetzes (Bau G) vom 
15. Juni 1967 erlässt die Einwohnergemeinde Aesch die folgenden 
Quartierplan-Vorschriften "Im Dorf": 

1. EINLEITUNG 

1.1 Zweck, Grundlage 

Die Vorschriften bezwecken die Ordnung der Ueberbauung des 
Bezugsgebietes nach den Richtlinien des überarbeiteten, 
erstprämierten Projektes aus dem auf dem Bezugsgebiet in den 
Jahren 1985/86 veranstalteten Wettbewerb (Wettbewerbspro­
jekt ) . 

1.2 Bezugsgebiet 

Die Vorschriften finden Anwendung auf die im Quartierplan 
durch 'einen Perimeter begrenzte Fläche. Die betroffenen Par­
zellen sind in Plan 3 aufgelistet. 

1.3 Bauliche Gliederung 

Das Bezugsgebiet ist baulich ln drei Sektoren g~gliedert 
(Plan 1 Nutzung): 

- Sektor A, begrenzt durch Hauptstrasse, Pfeffingerstrasse, 
Camenischgässli und Klusstrasse, Areal der Bürgergemeinde 
Aesch, mit "Bürgerhaus", Wohn- und Geschäftsbauten sowie 
Wohnungen, 

- Sektor B, begrenzt durch Pfeffingerstrasse und Camenisch­
gässli, Areal der katholischen Kirchgemeinde, mit Vor­
platzgestaltung vor Kirche und Pfarreikanzlei, 

- Sektor C, begrenzt durch Pfeffingerstrasse und Kirchgasse 
Ost, mit Wohnbauten. 

1.4 Korrekturen am Strassennetz 

Die Quartierplan-Vorschriften schliessen Korrekturen an fol­
genden Strassen mit ein: 

- Korrektur Hauptstrasse und teilweise Verlegung und Neuab­
grenzung Pfeffingerstrasse, in Absprache mit den kantona­
len Behörden, 

- Verlegung Camenischgässli, Neuabgrenzung Klusstrasse, 
teilweise Verlegung und Neuorganisation Kirchgasse Ost und 
West. 
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2. INHALT DER QUARTIERPLAN-VORSCHRIFTEN 

2.1 Bestandteile der Quartierplan-Vorschriften 

Die Vorschriften bestehen aus Quartierplan : 500 und 
Quartierplan-Reglement als verbindlichem Inhalt des 
Erlasses. Sie werden ergänzt durch das Wettbewerbs­
projekt, das Wettbewerbsmodell und den Richtplan für die 
unterirdischen Autoparkierungsanlagen (Plan 4: Parkierung), 
als orientierender Inhalt. 

2.2 Inhalt und Gliederung des Quartierplanes 

Der verbindliche Inhalt des Quartierplanes ist dargestellt 
in folgenden drei Teilplänen: 

- Plan 1 Nutzung 
- Plan 2 Gestaltung 
- Plan 3 Parzeliierung (mit Baulandumlegungs-Konzept) 

3 • LAGE UND GRÖSSE DER BAUKÖRPER 

3.1 Bestimmungsgrössen 

Lage und Grösse der Baukörper ergeben sich aus den folgenden 
Bestimmungsgrössen: 

- Verbindliche Bauflucht, flexible Bauflucht, Arkadenbau­
flucht und maximal überbaubare Fläche, als Begrenzung des 
Grundrisses, 

Gebäudeprofil, als Begrenzung des Aufrisses, sowie 

- Nutzungsmass, als Begrenzung des nach aussen in Erschei­
nung tretenden Volumens. 

3.2 Verbindliche Bauflucht 

1Die verbindliche Bauflucht ist eine Baulinie im Sinne von 
§ 86 Absatz 5 Bau G. Die davon betroffene Fassade (Bau­
flucht) muss auf die Aussenkante dieser Linie gebaut werden. 

2Die verbindlichen Baufluchten sind in Plan 1 festgelegt. 
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3.3 Flexible Bauflucht 

10ie flexible Bauflucht ist eine Baulinie im Sinne von § 86 
Absatz 5 Bau G. Oie davon betroffene Fassade (Bauflucht) 
kann bis max. 1,5 Meter von dieser Linie abweichen, muss 
aber grundsätzlich parallel zur flexiblen Bauflucht ver­
laufen. 

20ie flexible Bauflucht gewährleistet die nötige Flexibili­
tät bei der Oetailgestaltung des Grundrisses. Oie Grundriss­
gestaltung richtet sich dabei nach den Richtlinien des 
Wettbewerbsprojektes. 

30ie flexiblen Baufluchten sind ln Plan 1 festgelegt. 

3.4 Arkadenbauflucht 

10ie Arkadenbauflucht ist eine Baulinie im Sinne von § 86 
Absätze 1 und 3 Bau G. Sie begrenzt das Sockelgeschoss, das 
auf diese Linie gebaut werden muss. 

20ie hrkadenflucht ist in Plan 1 festgelegt. 

3.5 Maximal überbaubare Fläche 

10ie maximal überbaubare Fläche ergibt sich aus der Begren­
zung durch verbindliche Bauflucht und flexible ßauflucht, 
letztere plus 1,5 m. 

20ie maximal überbaubare Fläche muss nach den Richtlinien 
des Wettbewerbsprojektes überbaut werden. 

30ie nicht überbauten Teile der maximal überbaubaren Fläche 
sind wie die angrenzende Freifläche zu gestalten. 

40ie maximal überbaubare Fläche ist in Plan 1 festgelegt. 

3.6 Gebäudeprofil 

10as Gebäudeprofil besteht aus Sockelgeschoss (wo vorge­
schrieben), Vollgeschossen und Oachgeschoss sowie aus Vor­
schriften über die maximal zulässigen Geschosshöhen, die 
Oachform und die Dachneigung. Hinsichtlich Beziehung des 
Gebäudeprofils zum gestalteten Terrain ist das Wettbewerbs­
projekt beizuziehen. 

2Die Bauten mit Sockelgeschoss und die Vollgeschosszahl sind 
in Plan 1 festgelegt. 
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3Die Dachform und die Dachneigung sind in Plan 2 festgelegt. 
Von der dort angegebenen Dachneigung darf maximal 5° abge­
wichen werden. 

4Die Vollgeschosse dürfen die nachfolgenden Geschosshöhen, 
von OK Fussboden bis OK Decke gemessen, nicht überschreiten: 

- Sockelgeschoss mit gewerblicher Nutzung: 
- Vollgeschoss mit gewerblicher Nutzung: 
- Vollgeschoss mit Wohnnutzung: 

3,50 Meter 
4,00 Meter 
2,75 Meter 

5Das Dachgeschoss darf eine Kniestockhöhe von maximal 1,0 
Meter im Licht aufweisen. 

Nutzungsmass 

1 
Das Nutzungsmass ergibt sich aus der maximal zulässigen 

Nutzfläche. 

2Zur Nutzfläche werden gerechnet: 
Die Sockelgeschossflächen, soweit sie zu Wohn- oder Gewerbe-
7wecke~ genutzt werden sowie alle Vollgeschossflächen, 
~nklus7ve Umfas:ungsmauern, Innenwände, Treppenhäuser, Lift­
und Le~tungsschachte. Dachgeschoss zählt erneut ab einer 
lichten Höhe von 2,00 Meter zur Nutzung. 

3Zur Nutzfläche werden nicht gerechnet: 

- alle nutzbaren unterirdischen Nebenräume wie Waschküchen, 
Trockenräume, Keller- und Lagerräume, 

- alle unterirdischen Autoeinstellplätze und technischen 
Anlagen, 

- Balkone und überdeckte Sitzplätze von WOhnbauten, 

- pro Wohnung ein Reduit von maximal 5,0 m' Grundfläche ohne 
natürliche Belichtung, 

- Wintergärten gemäss ZR 5/63 (GV-Beschluss vom 27.2.1989). 

3.7.3 Ergänzung: 

- al!e Räume, ~ie von öffentlichem Interesse sind (z.B. Tages­
h~lm, Saal f~r Vers~mmlungen etc.). Die entsprechenden Räume 
d~rfen nur m~t Zustlmmung des Gemeinderates gebaut werden. 
Dle volumetrlschen Ausmasse dürfen nicht verändert werden. 

4Das zulässige Nutzungsmass ist in Plan 1 festgelegt. 

4. ALLGEMEINE GESTALTUNGSVORSCHRIFTEN 

4. 1 Hochbauten 

1Kubische Erscheinung, Gestaltung, Materialwahl und Farbge­
bung aller Bauten sind grundsätzlich auf die benachbarte 
Baustruktur abzustimmen. 
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2Einzelheiten regeln die spezifischen Vorschriften. 

4.2 Dachaufbauten 

Die Zulässigkeit von Dachaufbauten ist von Fall zu Fall mit 
der Ortskernkommission abzusprechen. 

Die Bestimmungen von ZR 7/63 sind für den Quartierplan Im 
Dorf ausser Kraft. 

4.3 Freiflächen 

1Die verbindlichen Grünflächen, wichtigen Baumpflanzungen 
und Beläge der öffentlich zugängigen Fussgängerbereiche sind 
in den Plänen' und 2 festgelegt. 

2Einzelheiten regeln die spezifischen Vorschriften. 

4.4 Mitsprache Gemeinderat 

Dem G~meinderat steht bezüglich Bau- und Freiflächengestal­
tung, 'Farbgebung sowie der Gestaltung von Wintergärten ein 
verbindliches Mitspracherecht zu. 

5. SPEZIFISCHE VORSCHRIFTEN FÜR SEKTOR A 

5.' Nutzungsart 

'wohn-/Geschäftsbau im Sinne von § 16 Absatz 2 Bau G für die 
Bauten an der Hauptstrasse und Pfeffingerstrasse. 

2wohnbau im Sinne von § '6 Absatz' Bau G für die Bauten an 
der Klusstrasse. 

3Raumprogramm und Grundrissorganisation halten sich grund­
sätzlich an das Wettbewerbsprojekt. Abweichungen, die nach 
aus sen nicht in Erscheinung treten, sind statthaft. 

5.2 Baugestaltung 

'Dem "Bürgerhaus"-Komplex kommt als wichtiges Element des 
Orts zentrums spezielle Bedeutung zu. In dieser Eigenschaft 
darf er in architektonischer Hinsicht eine bestimmte Eigen­
ständigkeit aufweisen, die sich jedoch in das Gesamtgefüge 
des Ortskerns harmonisch einfügen muss. An die Gestaltung 
werden besonders hohe Anforderungen gestellt. 
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2Die Wohn- und Geschäftsbauten an der Pfeffingerstrasse sind 
als Auftakt zur Ortskernbebauung und insbesondere zum "Bür­
gerhaus" zu gestalten. 

3Die Wohnbauten an der Klusstrasse haben auf den Baucharakter 
dieses Strassenzuges Bezug zu nehmen. 

5.3 Freiflächengestaltung 

1Entsprechend der Wichtigkeit des "Bürgerhaus"-Komplexes 
kommt auch der Freiflächengestaltung dieses Sektors beson­
dere Bedeutung zu. Insbesondere die gemäss Artikel 9.6 mit 
einem öffentlichen Gehrecht zugunsten der Einwohnergemeinde 
zu belegenden Flächen sind als öffentlich zugängige Plätze 
zu gestalten und durch besonderen Belag auszuzeichnen. 

2Auf dem Vorhof zum Bürgersaal, dem "Bürgerplatz", ist ein 
Brunnen zu errichten und der ehemalige Graben des Klusbaches 
ist im Sinne von Plan 2 durch ein teilweise offen fliessendes 
Gewässer zu beleben. Dieses grenzt den öffentlich zugängigen 
Raum gegen die den Wohnungen an der Klusstrasse vorgelagerte 
Grünf1äche ab. 

3Die Beleuchtung der Fussgängerbereiche hat nach einheit­
lichem Konzept zu erfolgen. 

6. SPEZIFISCHE VORSCHRIFTEN FÜR SEKTOR B 

6.1 Nutzungsart 

Wohnbau im Sinne von § 16 Absatz 1 Bau G. 

6.2 Baugestaltung 

Die Pfarreikanzlei mit Sigristwohnung als einziges Gebäude 
dieses Sektors ist so zu gestalten, dass der Bau seiner 
wichtigen Funktion als 'Bindeglied zwischen Bürgerplatz und 
Kirchplatz gerecht wird. 

6.3 Freiflächengestaltung 

1Von zentraler Bedeutung ist der kreisrunde Platz als Ge­
staltungselement des Vorgeländes zur Kirche. Er ist durch 
flache Treppenstufen einzufassen, horizontal anzulegen und 
in seiner Mitte mit einem Brunnen zu versehen. Der Belag hat 
demjenigen der öffentlich zugängigen Plätze von Sektor A zu 
entsprechen. Um den Platz sind Rampen für Gehbehinderte zu 
legen, mit gleichem Belag wie der östliche Zugangsweg und 
der Vorplatz zur Kirche. 
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20ie übrige Freifläche ist als Grünanlage zu gestalten . 

30ie Beleuchtung der Fussgängerbereiche hat nach einheitli­
chem Konzept zu erfolgen. 

7. SPEZIFISCHE VORSCHRIFTEN FÜR SEKTOR C 

7.1 Nutzungsart 

Wohnbau im Sinne von § 16 Absatz 1 Bau G. 

7 . 2 Baugestaltung 

10ie Bauk6rper auf den Parzellen Hund J gemäss Plan 3 sind 
als Mehrfamilienhäuser, die übrigen Wohnbauten als Reihen­
einfamilienhäuser zu gestalten. Sie haben auf den benachbar ­
ten B~ucharakter Bezug zu nehmen. 

20ie Nebenbauten längs der Pfeffingerstrasse dienen dem 
Lärmschutz. Sie enthalten Treppenaufgang von der unterirdi­
schen Einstellhalle, Hobbyräume und ähnliche, den Anwohnern 
und eventuell einer weiteren Bev61kerung dienende Einrich­
tungen. 

30ie Ueberdachung der Nebenbauten schliesst den mit einem 
Gehrecht belegten Fussweg mit ein . 

40ie beiden Mehrfamilienhäuser haben bezüglich Gestaltung 
untereinander und mit den Reihenhäusern zu harmonieren. 
Letztere sind einheitlich zu gestalten. 

7 . 3 Freiflächengestaltung 

'Oas Vorgelände zum Bauk6rper auf Parzelle J ist als 6ffent­
licher Platz zu gestalten und mit einem Fahrverbot zu bele ­
gen. 

20ie Zugangswege zu den Wohnhäusern sind einheitlich zu 
gestalten und zu beleuchten. 

30er Kinderspielplatz auf der Korporationsparzelle gemäss 
Plan 3 ist durch die Gemeinschaft der Miteigentümer zu 
unterhalten und mit der erforderlichen Gerätschaft zu ver­
sehen. 
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8. VERKEHRSANLAGEN 

8.1 Erschliessung 

10ie Erschliessung, bestehend aus öffentlichen und privaten 
Strassen, öffentlichen und privaten Fusswegen, Trottoirs 
sowie Plätzen auf Privatareal, ist in Plan 1 festgelegt. 

20ie Strassenlinien sind verbindlich. 

8.2 Parkierung 

10ie oberirdischen Parkplätze sowie die Zufahrten zu den 
unterirdischen Autoeinstellhallen sind in Plan 1 festgelegt. 

20ie gemäss § 7 der Vollziehungsverordnung zum Bau G und 
gemäss den kantonalen Parkierungsrichtlinien zu erstellenden 
Pflichtparkplätze sind unterirdisch anzuordnen im Sinne des 
Richtplanes "Parkierung" (Plan 4). 

9. REALISIERUNG DER QUARTIERPLANUNG 

9.1 Gestaltungsplan 

Mit dem ordentlichen Baugesuch ist ein Plan über die Gestal­
tung und Bepflanzung der Aussenräume einzureichen, der vom 
Gemeinderat genehmigt werden muss. Oieser Plan enthält: 

- den Bodenbelag von Wegen und Plätzen, 
- die Lage und Art der Beleuchtung, 
- die Bepflanzung und wichtige Bäume, 
- die Gestaltung von gemeinsamen Aussenbereichen, 
- die Einfriedigung von privaten Gärten. 

9.2 Quartierplan-Vertrag, Baulandumlegung 

l Für die Realisierung der Quartierplanung haben die Grund­
eigentümer auf Basis einer privatrechtlichen Vereinbarung 
(Quartierplan-Vertrag) eine Baulandumlegung durchzuführen. 

20er Quartierplan-Vertrag regelt alle den Grundeigentümern 
aus den Quartierplan-Vorschriften erwachsenden Rechte und 
Pflichten. 
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3Die Genehmigung der Quartierplan-Vorschriften durch den 
Regierungsrat kann erst erfolgen, nachdem Baulandumlegung 
und Quartierplan-Vertrag von den beteiligten Grundeigen­
tümern unterzeichnet und öffentlich verurkundet sind. 

9.3 Spätere Parzeliierung 

Die spätere Parzeliierung der neu zugeteilten Grundstücke 
ist gestattet, wenn der Bestand der Quartierplanung dadurch 
nicht verändert wird. 

9.4 Realisierung einzelner Teilkomplexe 

l Die drei Sektoren können unabhängig voneinander realisiert 
werden. 

2Bei Realisierung einzelner Teilkomplexe der Sektoren sind 
die gemeinsamen Wege, Plätze, Grünflächen und Bäume in einem 
Umfang mitzuerstellen, der ein befriedigendes Erscheinungs­
bild gewährleistet. 

3Die bauliche Realisierung der Quartierplanung ist so zu 
organisieren, dass genügend Zeit für die erforderlichen 
archäologischen Forschungen bleibt. 

9.5 Etappierung unterirdisches Parking 

Die unterirdischen Autoparkierungs-Anlagen sind bei Etappie­
rung der Ueberbauung anteilmässig zu erstellen. Am Bau und 
an der Finanzierung der Parkierungsanlagen von Sektor C 
haben sich die Grundeigentümer anteilmässig zu beteiligen. 

9.6 Gehrecht zugunsten Einwohnergemeinde 

1 
Auf den betroffenen, durch die Baulandumlegung neu ent-

standenen Parzellen ist ein Gehrecht zugunsten der Ein­
wohnergemeinde Aesch im Grundbuch einzutragen. 

2Das Ausrnass der mit dem Servitut zu belegenden Flächen ist 
in Plan 1 festgelegt. 

9.7 Anschluss an Gemeinschaftsantenne 

Alle Bauten sind an die Gemeinschaftsantenne der Gemeinde 
Aesch für Radio und Fernsehen anzuschliessen. 
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9.8 Heizungskonzept 

1Das Heizungskonzept ist energiesparend und umweltfreund­
lich, in enger Zusammenarbeit mit der Gemeinde und dem Amt 
für Umweltschutz, zu realisieren. Erwünscht ist eine Wärme­
kraftkoppelungsanlage. 

2. lh' 1 d Q . 1 V Elnze elten rege t er uartlerp an- ertrag. 

9.9 Lärmschutz 

Gemäss Artikel 22 des Bundesgesetzes über den Umweltschutz 
und Artikel 31 der Lärmschutzverordnung ist mit dem Bau­
gesuch der Nachweis über die Einhaltung der Immissions­
grenzwerte zu erbringen. 

9.10 Umbauten und Renovationen 

Die Quartierplan-Vorschriften gelten auch für alle späteren 
Umbauten und Renovationen. 

10. SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

10.1 Anwendung der Quartierplan-Vorschriften 

Der Gemeinderat überwacht die Anwendung der Quartierplan­
Vorschriften. Er kann geringfügige Abweichungen und 
Nutzungsverschiebungen zufolge veränderter Verhältnisse 
in Abwägung der öffentlichen und privaten Interessen 
bewilligen. 

10.2 Aufhebung früherer Vorschriften 

Alle im Widerspruch zu diesen Quartierplan-Vorschriften 
stehenden, früheren Vorschriften sind aufgehoben. 

10.3 Inkrafttreten 

1Die Quartierplan-Vorschriften treten mit der Genehmigung 
durch den Regierungsrat in Rechtskraft. 

2Das Baubewilligungsverfahren gemäss §§ 22 und 25 ff der 
Vollziehungsverordnung zum Bau G bleibt vorbehalten. 

3Die rechtskräftigen Quartierplan-Vorschriften sind im 
Grundbuch anzumerken. 
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Der Gemeindeverwalt~r 
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GEMEINDE AESCH BL 

QUARTIERPLAN-REGLEMENT "IM DORF" 

Aenderung vom 29. April 1991 

Die Gemeindeversammlung vom 29. April 1991 beschliesst: 

3.7.3 

1. 

Ergänzung: 

- alle Räume, die von öffentlichem Interesse sind (z.B. Tages­
heim, Saal für Versammlungen etc.). Die entsprechenden Räume 
dürfen nur mit Zustimmung des Gemeinderates gebaut werden. 
Die volumetrischen Ausmasse dürfen nicht verändert werden. 

Ir. 

Diese Aenderung (Ergänzung) tritt nach Genehmigung durch den Regierungsrat 
des Kantons Basel-Landschaft sofort in Kraft. 

Genehmigt an der Gemeindeversammlung vom 29. April 1991. 

NAMENS DER EINWOHNERGEMEINDEVERSAMMLUNG AESCH 

Der Gemeindepräsident: 

i .V. H. Hunziker 
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